Dcutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudtsache 1729 


Antrag 

der Fraktion der DP 


Der Bundestag ■wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Titel I, II und III der Gewerbeordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

l.Im § 1 werden nach Absatz 2 die folgenden 
neuen Vorschriften angefügt: 

„(3) Bund, Länder, Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstige Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts dürfen 
keine Gewerbebetriebe und wirtschaft- 
lichen Unternehmungen errichten, über- 
nehmen und erweitern oder sich an sol- 
chen beteiligen, wenn der damit verfolgte 
Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich 
durch Betriebe und Unternehmen der Pri- 
vatwirtschaft bereits erfüllt wird oder er- 
füllt werden kann. Ausnahmen sind zuläs- 
sig für Gewerbebetriebe und wirtschaft- 
liche Unternehmungen, die der Versor- 
gung mit Gas, Wasser und Elektrizität 
dienen, sowie für Verkehrsbetriebe. 

(4) Fertigungs- und Reparaturwerkstät- 
ten handwerklicher, industrieller oder son- 
stiger gewerblicher Art, die der Deckung des 
behördlichen Eigenbedarfs dienen (Regie- 
betriebe), dürfen nur errichtet und betrie- 
ben werden, wenn dadurch das Interesse 
einer Verwaltung an der Geheimhaltung 
dienstlicher Vorgänge gesichert wird oder 
wenn ohne derartige Werkstätten der tech- 
nische Ablauf des behördlichen Dienstbe- 
triebes nicht gewährleistet ist. Werkstätten 
dieser Art dürfen nicht für Rechnung 
Dritter arbeiten. 
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(5) Behördliche Wirtschaftsunterneh- 
mungen, Gewerbebetriebe, Werkstätten 
sowie technische Büros aller Art dürfen 
keine Schädigung und keine Aufsaugung 
selbständiger Betriebe in Landwirtschaft, 
Handwerk, Handel, Gewerbe, Industrie 
und freien Berufen bewirken. 

(6) Der Vertrieb von Waren Jeder Art 
für private Zwecke in behördlichen Dienst- 
räumen ist sowohl für Behördenbedien- 
stete wie für dritte Personen verboten. 
Hierzu gehört auch das Übernehmen von 
Einzel- und Sammelbestellungen. Aus- 
nahmebestimmungen über den Tätigkeits- 
bereich der Behördenkantinen erlassen die 
Bundesregierung und die Länderreglerun- 
gen. ‘‘ 

2. Nach § 30 c wird als § 30 d folgende Vor- 
schrift eingefügt: 
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(1) Wer das Bestattungsgewerbe gewerbs- 
mäßig ausübt, bedarf zur Errichtung die- 
ses Gewerbebetriebes einer Genehmigung. 
Gewerbetreibende des Bestattungsgewer- 
bes sollen in ihrem beruflichen und ge- 
schäftlichen Verkehr mit den Hinterblie- 
benen Verstorbener eine treuhänderische 
Sorgfalt obwalten lassen und Jede auf- 
dringliche Werbung vermeiden, die das 
menschliche Empfinden verletzt. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Genehmi- 
gung ist zu erteilen, wenn der Gewerbe- 
treibende 

1. das 24. Lebensjahr vollendet hat, 

2. für die Ausübung dieses Gewerbes eine 

persönliche Zuverlässigkeit besitzt. 



3, eine von der obersten Landesbehörde 
anerkannte Bestatterprüfung abgelegt 
hat oder 

4. durch eine mindestens fünfjährige Tätig- 
keit in Bestattungsbetrieben sich die 
notwendigen Kenntnisse und Fertigkei- 
ten angeeignet hat und auf Verlangen 
der Genehmigungsbehörde dies nach- 
weisen kann. 

(3) Nach dem Tode eines selbständigen 
Gewerbetreibenden des Bestattungsgewer- 
bes gelten sinngemäß die Bestimmungen 
des § 4 des Gesetzes zur Ordnung des 
Handwerks vom 17. September 1953 
(Bundesgestzbl. I S. 1411). 

(4) Die zur Durchführung der Bestim- 
mungen der Absätze 1 bis 3 erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften ein- 
schließlich der Rechtsfolgen bei Ordnungs- 
widrigkeiten erläßt der Bundesminister 
für Wirtschaft mit Zustimmung des Bun- 
desrates.“ 

3. Im § 35 werden vor Absatz 1 folgende 
zehn Absätze eingefügt und die bisherigen 
Absätze 1 bis 7 als Absätze 11 bis 17 an- 
geschlossen: 

„(1) Die Ausübung eines Gewerbes kann 
ganz oder teilweise auf Zeit oder Dauer 
untersagt werden, wenn Tatsachen vorlie- 
gen, welche die Unzuverlässigkeit des Ge- 
werbetreibenden oder einer für die Lei- 
tung des Gewerbetriebes verantwortlichen 
Person in bezug auf den Gewerbebetrieb 
dartun, sofern durch die weitere Aus- 
übung des Gewerbes eine Gefährdung der 
Allgemeinheit, der öffentlichen Ordnung 
oder der im Betrieb Beschäftigten zu be- 
sorgen ist. Die Untersagung gilt für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(2) Dem Gewerbetreibenden kann auf 
seinen Antrag gestattet werden, den Ge- 
werbebetrieb durch einen Stellvertreter 
(§ 45) fortzuführen, der die Gewähr für 
eine ordnungsmäßige Führung des Ge- 
werbetriebes bietet. Die Erlaubnis kann 
unter Auflagen erteilt werden. 

(3) Unzuverlässigkeit im Sinne des Ab- 
satzes 1 kann insbesondere dann vorlie- 
gen, wenn der Gewerbetreibende oder 
eine für die Leitung des Gewerbebetriebes 
verantwortliche Person wegen Betruges 
oder wegen einer anderen Verletzung 
fremden Vermögens oder wegen Wuchers 
oder wegen groben Verstoßes gegen das 


Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
oder wegen wiederholter Verstöße gegen 
die für das betreffende Gewerbe geltenden 
Vorschriften rechtskräftig verurteilt oder 
eine Strafe durch einen Strafbefehl rechts- 
kräftig festgesetzt worden ist. 

(4) Soll in dem Untersagungsverfahren 
ein Sachverhalt berücksichtigt werden, der 
Gegenstand der Urteilsfindung in einem 
rechtskräftig abgeschlossenen Strafverfah- 
ren gewesen ist, so kann zum Nachteil des 
von dem Strafverfahren Betroffenen von 
dem Inhalt des Urteils insoweit nicht ab- 
gewichen werden, als es sich auf die Fest- 
stellung des Sachverhaltes oder auf die Be- 
urteilung der Schuldfrage bezieht. 

(5) Vor der Untersagung müssen, so- 
weit besondere staatliche Aufsichtsbehör- 
den bestehen, die Aufsichtsbehörden, fer- 
ner die zuständige Industrie- und Handels- 
kammer oder Handwerkskammer, und, 
soweit es sich um eine Genossenschaft han- 
delt, auch der zuständige Prüfungsverband 
gehört werden. Die Anhörung der vor- 
genannten Stellen kann unterbleiben, 
wenn Gefahr im Verzüge ist. 

(6) Die Ausübung des untersagten Ge-i 
werbes durch den Gewerbetreibenden 
kann durch Schließung der Betriebs- oder 
Geschäftsräume oder durch andere geeig- 
nete Maßnahmen verhindert werden. 

(7) Dem Gewerbetreibenden ist die Aus- 
übung des Gewerbes wieder zu gestatten, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht mehr gegeben sind. Vor Ablauf 
eines Jahres nach der Schließung des Ge- 
werbebetriebes kann die Wiederaufnahme 
nur gestattet werden, wenn hierfür be- 
sondere Gründe vorliegen. 

(8) Zuständig für die nach den vor- 
stehenden Vorschriften zu treffenden 
Maßnahmen ist die für den Gemeindebe- 
zirk der gewerblichen Niederlassung zu- 
ständige höhere Verwaltungsbehörde; bei 
Fehlen einer gewerblichen Niederlassung 
richtet sich die Zuständigkeit der höheren 
Verwaltungsbehörde nach dem Wohnsitz, 
bei Fehlen eines Wohnsitzes nach dem 
Aufenthaltsort, bei Fehlen auch eines 
Aufenthaltsortes nach dem Tätigkeitsbe- 
reich des Gewerbetreibenden. 

(9) Sofern für einzelne Gewerbezweige 
besondere Untersagungs- oder Betriebs- 
schließungsvorschriften oder Vorschriften 
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über die Zurücknahme oder den Wider- 
ruf der gewerblichen Erlaubnis bestehen, 
die auf die Unzuverlässigkeit des Gewerbe- 
treibenden abstellen, sind die Absätze 1 
bis 8 nicht anzuwenden. 

(10) Die Absätze 1 bis 9 sind auf solche 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten, die kein Gewerbe betreiben, entspre- 
chend anzuwenden; sie finden ferner auf 
den Verkauf von Arzneimitteln sowie auf 
den Vertrieb von Lotterielosen Anwen- 
dung.“ 

4. § 56 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 11 wird wie folgt neu gefaßt: 

„11. a) Schmucksachen, Bijouterien, 
Brillen, Brillengläser, optische 
Instrumente sowie Edel- und 
Halbedelsteine, 

b) Fleisch, Fleisch- und Wurst- 
waren, 

c) Brot und Backwaren, 

d) Polstermöbel, 

e) Pelzkleidung und Rauchwaren.“ 

b) Nach Ziffer 12 werden die folgenden 
neuen Ziffern 13 und 14 angefügt: 

„13. Rundfunk- und Fernsehgeräte; 

14. Bruchbänder, medizinische Leib- 
binden und Bandagen.“ 

5. In § 56 a Abs. 1 werden folgende Ziffern 6 
bis 10 angefügt: 


„6. die Ausübung des Friseurhandwerks: 

7. die Ausübung des Fotografenhand- 
werks; 

8. die Vornahme von galvanischen Ver- 
silberungs- und Vergoldungsarbeiten; 

9. die Vornahme von Reparaturen an 
Rundfunk- und Fernsehgeräten; 

10. das Schleifen von Scheren und Mes- 
sern.“ 

6. In § 66 Abs. 1 wird die Ziffer 3 wie folgt 
neu gefaßt: 

„3. frische Lebensmittel aller Art, mit 
Ausnahme von Brot und Badewaren 
sowie von frischem Fleisch, frischen 
Fleisch- und Wurstwaren.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 30. September 1955 


Dr. Brühler und Fraktion 
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